Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(V ermittlungsausschuß) 

zu dem Gesetz zur Änderung und Ergänzung des 
Artikels 106 des Grundgesetzes 

- Drucksachen 1050, 2063, 2908, 2920 - 

Berichterstatter: 

Senator Dr. Klein 


Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 133. Sitzung am 8. März 
1956 beschlossene Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Arti- 
kels 106 des Grundgesetzes — Drucksachen 1050, 2063 — wird 
nach Maßgabe der in der Anlage zusammengefaßten Beschlüsse ge- 
ändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über 
die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 12. Dezember 1956 


Der Vermittlungsausschuß 

Kiesinger Dr. Klein 

Vorsitzender Berichterstatter 


Angenommen in der 180. Plenarsitzung am 13. Dezember 1596 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rhelnallee 20, Telefon 3551 


Drucksache 3004 



Anlage 


Änderungen 

des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Artikels 106 des Grundgesetzes 


1. Artikel I Nr. 2 (Artikel 106 Abs. 6) 

a) In Artikel 106 Abs. 6 wird nach Satz 1 
folgender Satz 2 eingefügt: 

„Bestehen in einem Lande keine Gemein- 
den, so steht das Aufkommen dem Lande 
zu.“ 

b) In Artikel 106 Abs. 6 wird der bisherige 
Satz 2 Satz 3 und erhält folgende Fassung: 

„Nach Maßgabe der Landesgesetzgebung 
können die Realsteuern als Bemessungs- 
grundlage für Umlagen und Zuschläge 
zugrunde gelegt werden.“ 


c) In Artikel 106 Abs. 6 werden die bisheri- 
gen Sätze 3 und 4 Sätze 4 und 5. 


2. Artikel II 

Artikel II erhält folgende Fassung: 

„Artikel II 

Die Vorschriften über die verbundene 
Steuerwirtschaft treten am 1. April 1958, die 
übrigen Vorschriften dieses Gesetzes am 
1. April 1957 in Kraft.“ 
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